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Grünordnung 
 
 
 
Zu erhaltende Bäume, Gehölze und Streuobstwiesen 
 Die zu erhaltenden Bäume, Gehölze und Streuobstwiesen sind in 

ihrem Bestand  zu sichern. Beim Ausfall von Obstgehölzen sind Er-
satzpflanzungen durchzuführen. Dabei sollte bei Nachpflanzun-
gen am gleichen Standort die Obstsorte gewechselt werden oder 
bei Nachpflanzungen der gleichen Obstsorte ein neuer Standort 
gewählt werden. 

 Baumfällungen (altersbedingt, baubedingt) sind durch Neupflan-
zungen der  gleichen Art am gleichen Standort bzw. in unmittel-
barer Nähe auf dem Grundstück innerhalb eines Jahres zu erset-
zen. 

 Bei Pflegeschnitten älterer Obstbäume sind naturschutzfachliche 
Kriterien zu berücksichtigen. Dabei ist teilweise Totholz zu belassen 
und auch einzelne ältere Obstbäume mit Höhlenbaumpotential 
(Starkäste) sind zu erhalten. 

 
Pflanz- und Begrünungsgebot Ortsrandzone 
 Der Bereich der Ortsrandzone ist mit heimischen Gehölzen zu be-

pflanzen und als Baumhecke auszubilden mit einem Anteil von 
max. 20% Bäumen II./III. Ordnung und 80% standortgerechten 
heimischen Wildsträuchern (Baum- und Straucharten siehe Punkt 
12.3). Die ausgewiesenen Flächen sind zu ca. 30% zu bepflanzen. 

 Alternativ sind Obstbaumpflanzungen möglich. Je 80 m2 Orts-
randzone ein Obstbaum. 

 Die Wiesenflächen in dieser Zone sind extensiv zu bewirtschaften 
mit max. 3 Schnitten pro Jahr, so dass sich ein artenreicher Saum 
entwickeln kann. 

 
Pflanz- und Begrünungsgebot privater Grünflächen bei Neubaumaßnahmen 
 Je nach Grundstücksgröße (Größe ohne Randeingrünung) sind 

mind. zu pflanzen:  
 bis 350m2:  

 1 Baum  
 351m2 bis 550m2: 

 2 Bäume, 
 2 heimische Sträucher 
 

Pflanzfristen Die Pflanzung und Eingrünung privater Grünflächen, Ausgleichs- 
flächen und Ortsrandzonen die im Zusammenhang mit der Er- 
stellung neuer Gebäude stehen, müssen zeitgleich mit der Fertig-
stellung der Maßnahmen erfolgen, spätestens jedoch in der darauf-
folgenden Pflanzperiode. 

 
Bäume Wuchsklasse I + II. Mindestanforderung: Hochstamm, Stammumfang 16-18 cm 
 Acer campestre  Feldahorn 
 Acer platanoides Spitzahorn 

Carpinus betulus  Hainbuche 
 Juglans regia  Walnuss 
 Tilia cordata  Winterlinde 
 Prunus avium  Vogelkirsche 
 Salix caprea  Sal-Weide 
 Sorbus aria  Mehlbeere 
 Sorbus aucuparia Vogelbeere 
 
Kleinbäume Mindestanforderung:  
 Hochstamm Stammumfang 14-16 cm oder  
 Solitär, Wuchshöhe100-125 cm 
 Aesculus carnea ´Briotii´ Rosskastanie  
 Amelanchier ovalis Gemeine Felsenbirne 
 Cornus mas  Kornelkirsche 
 Ilex aquifolium  Stechpalme  
Obstbäume Mindestanforderung: Halb- oder Hochstämme, Stammumfang  

8-10 cm, Verwendung örtlich bewährter alter Sorten 
 Neben den alten, örtlich bewährten Sorten, können auch neue, bereits 

getestete Sorten  zur Verwendung kommen. Die Kreisfachberater für Gar-
tenbau und Landschaftspflege am Landratsamt Rosenheim geben dazu 
Auskunft.  

 Zu beachten ist, dass es sich um robuste Arten handelt, die nicht gespritzt 
werden müssen und nur relativ wenig Pflege erfordern. 

  
Sträucher Mindestanforderung: Wuchshöhe 60-100cm  
 Buxus sempervirens Buchsbaum 
 Cornus sanguinea Hartriegel 
 Corylus  avellana Hasel  
 Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen 
 Ligustrum vulgare  Liguster 
 Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche  
 Rosa arvensis  Feld-Rose 
 Rosa canina  Hundsrose 
 Rosa rubiginosa  Weinrose 
 Rosa glauca  Rotblättrige Rose 
 Ribes nigrum  Schwarze Johannisbeere 
 Ribes rubrum  Rote Johannisbeere 
 Salix purpurea  Purpur-Weide 
 Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
 Spiraea i.S.  Spierstrauch 
 Viburnum lantana Wolliger Schneeball 
 Viburnum opulus   Gewöhnlicher Schneeball 
 
nicht zulässige Gehölze Trauer- und Hängeformen von Laub- und Nadelgehölzen 
 Säulen- oder pyramidenförmige Gehölze z.B. Thujen, Scheinzypressen 
 Gehölze mit blauer Blattfärbung: z.B. Blau-Fichte, Blau-Tanne 
 
Stellplätze, Garagenzufahrten Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Decken oder Belägen zu be-

festigen.  
 Borde zur Trennung von Geh- und Fahrflächen bzw. Grünflächen und 
 Fahrbahnbreiten über 400 cm sind unzulässig. 
 
Wandbegrünung Garagen- und Hallenwände sind, sofern funktional möglich, zu be-

grünen mit z.B.: 
 Spalierobst, Kletter- und Schlingpflanzen 
 
Vogelnistkästen Für jede neue Wohneinheit ist ein Vogelnistkasten im Garten oder ein 

Fledermausbrett an der Hausfassade anzubringen. 
 
Rodungen Rodungsarbeiten dürfen nur in der Zeit vom 01. Oktober bis 28. Februar 

durchgeführt werden. Vor der Rodung sind die zu fällenden Bäume 
durch einen qualifizierten Fachmann (Biologe, Vogelkundler, Land-
schaftsarchitekt, Untere Naturschutzbehörde) auf Höhlenquartiere zu un-
tersuchen. Das Ergebnis ist schriftlich nachzuweisen. 

 
Freiflächengestaltungsplan Mit dem Bauantrag/ der Vorlage im  Genehmigungsfreistellungsverfah-

ren wird die Vorlage eines qualifizierten Freiflächengestaltungsplans ge-
fordert.  

 Detailliert darzustellen sind: 
 geplante und bestehende Geländehöhen, 
 geplante und bestehende bauliche Anlagen, 
 Gründächer, Tiefgaragenüberdeckungen 
 geplante und bestehende Sparten, 
 vorhandener Gehölzbestand, 
 zu rodender Gehölzbestand, 
 Neupflanzungen, 
 Gestaltung der nicht befestigten Flächen, 
 Gestaltung der befestigten Flächen, 
 Einbauten in Freiflächen, 
 Einfriedungen. 
 
 

Örtliche Bauvorschriften  
 
 
Baukörper Hauptgebäude sind im Grundriss als Rechteck mit einem Seiten-

verhältnis Länge/ Breite von mindestens 1,4/1 auszubilden. 
 
Dächer nur Satteldächer mit Vordächern zulässig (auch bei Garagen und 

Nebenanlagen). 
First nur mittig über dem Gebäude und parallel zur Gebäude-
längsseite zulässig.  
Dachneigung: 18-30 ° 
Vordächer Hauptgebäude: traufseitig 80-150 cm, giebelseitig 80-
200 cm 
Vordächer Garagengebäude: traufseitig 60-80 cm, giebelseitig 
60-100 cm 
 

Dachgauben Dachgauben sind nur als Satteldachgaube und bei einer Dachnei-
gung ab 25° zulässig (Hauptdach). 
Die Breite der Gaube darf max. 1,50 m betragen. Der Abstand zum 
Ortgang und untereinander muss mindestens 2,0 m betragen, der Ab-
stand des Gaubenfirstes zum First des Haupthauses mind. 0,5 m. 

 Dachgauben sind Dachaufbauten mit in Richtung des Dachfirstes 
zurückgesetzter Stirnseite und zum Hauptdach verlaufender Dachflä-
che. 
Als Bezugskanten gelten die Wandaußenkanten der Dachgaube. 

 
Standgauben Standgauben sind bei einer Dachneigung ab 25° zulässig (Haupt-

dach). 
 Die Breite des Vorbaus darf 33 % der Fassadenlänge nicht überstei-

gen.  
Die Tiefe des Vorbaus darf max. 2,0 m zum Hauptgebäude betragen. 
Hinweise: 

 Standgauben sind überdachte Vorbauten mit vor die Fassade gesetz-
ten Stützen/ Wänden und zum Hauptdach verlaufender Dachfläche. 
Als Bezugskanten gelten die Wandaußenkanten des Vorbaus. 
Standgauben sind abstandsflächenrelevant. 
 

Zwerchhäuser Zwerchhäuser sind unzulässig. 
Hinweis: 

 Zwerchhäuser sind Dachaufbauten mit einem Giebel in der Flucht der 
Gebäudeaußenwand („Zwerchgiebel“) und zum Hauptdach verlau-
fender Dachfläche. 
 

Negativgauben/ Dacheinschnitte Negativgauben/ Dacheinschnitte sind unzulässig. 
 Negativgauben sind in die Dachfläche eingeschnittene Terrassen, die 

nicht überdacht sind. 
 
Sichtschutzwände Sichtschutzwände sind nur zwischen Terrassen von aneinander ge-

bauten Wohneinheiten zulässig mit einer Länge von max. 4 m und ei-
ner Höhe von max. 2 m. Maßgeblich für die zulässige Höhe des Sicht-
schutzes ist das natürliche Geländeniveau. 

 
Abgrabungen Veränderungen des natürlichen Geländeverlaufs durch Abgra-

bungen sind nur bis zu einer Höhendifferenz von 0,5 m gegenüber 
dem natürlichen Gelände zulässig. Insbesondere dürfen Kellerge-
schoße nicht durch Abgrabungen (z.B. Lichtgräben) freigelegt 
werden. 

 Für landwirtschaftliche Anlagen sind betriebsbedingt ausnahms-
weise tiefere Abgrabungen zulässig. 

    
Aufschüttungen Veränderungen des natürlichen Geländeverlaufs durch Aufschüttun-

gen sind nur bis zu einer Höhendifferenz von 0,5 m gegenüber dem 
natürlichen Gelände zulässig. Für landwirtschaftliche Anlagen sind be-
triebsbedingt ausnahmsweise höhere Aufschüttungen zulässig.  

 Im Bereich der Fl.Nr. 3384 und 3381/1 sind höhere Aufschüttungen bis 
zum flankierenden Böschungsprofil zulässig.  

 
Stützmauern Stützmauern zur Terrassierung von Abgrabungen/ Aufschüttungen 

sind unzulässig. 
 
Einfriedungen Einfriedungen sind unzulässig. Dies gilt nicht für Bauerngärten zur An-

pflanzung von Gemüse, Kräutern, Beerenobst, Stauden und Blumen. 
 
Anlagen zur Energiegewinnung Solarenergieanlagen sind nur als unselbständige Anlage auf Dä-

chern zulässig bis zu einem Flächenanteil von 100 % der jeweiligen 
Dachfläche. Solarzellen und Sonnenkollektoren sind bündig in bzw. 
bis max. 20 cm parallel und  in gleicher Neigung wie die Dachflä-
che anzuordnen. Sie dürfen nicht über den First ragen. 

 
Garagenvorplätze Tiefe mind. 5,5 m zu öffentlichen Verkehrsflächen 
 Breite max. 6,0 m 
 
Stellplatzbedarf 2 Stpl./ Wohnung 
 Für sonstige Nutzungen ist der Stellplatzbedarf nach § 20 der Ver-

ordnung über den Bau und Betrieb von Garagen sowie über die 
Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV vom 30.11.1993 i.d.F. 
vom 29.11.2007) gem. dortiger Anlage zu ermitteln und nachzu-
weisen. 

 
Stellplatzgröße Länge/ Breite mind. 5,5/ 2,5 m 
 
 

Hinweise 
 
 
 
bestehende Grundstücksgrenze mit Grenzzeichen und Flurnummer 
 
 
geplante Grundstücksgrenze 
 
 
bestehendes Gebäude mit Hausnummer 
 
 
zulässiges Gebäude, beispielhaft 
 
 
bestehender Fahrsilo 
 
 
bestehende Güllegrube 
 
 
bestehendes Festmistlager 
 
 
bestehende befestigte Fläche 
 
 
bestehende Obstbäume (Apfel, Birne, Zwetschge, Kirsche) 
 
 
bestehende Gehölze 
 
 
bestehende Gehölze außerhalb des Geltungsbereiches 
 
 
zu rodendes Gehölz 
 
 
bestehende Bauerngärten 
 
 
bestehende Blüten- und Zierstrauchhecken 
 
 
empfohlener Gehölzstandort  
 
 
empfohlener Gehölzstandort außerhalb des Geltungsbereiches 
 
 
bestehendes Feldkreuz/ Marterl 
 
 
bestehende Kapelle  
 
 
bestehende Hangwiese/ Böschung 
 
Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sin-
ne des Naturschutzrechtes, hier Landschaftsschutzgebiet Hof-
stätter-Rinssee  
 

ökologisches Bauen Es wird empfohlen, Sonnenenergie passiv (baulich) und aktiv 
(thermische Solaranlagen, Photovoltaik) zu nutzen sowie Re-
genwasser zu bewirtschaften. 

   
barrierefreies Bauen Es wird empfohlen, bereits in der Bauplanung alle Vorkehrun-

gen zu treffen, um älteren Menschen und Behinderten die 
Benutzung der Wohnung und des Arbeitsplatzes zu erleich-
tern. Auf die Beratungsstelle „Barrierefreies Bauen“ der baye-
rischen Architektenkammer wird verwiesen. 

 
Böden Erwartet werden Parabraunerden. 

 
Bodendenkmäler Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung von Vorhaben 

zu Tage kommen, unterliegen der Meldepflicht nach Artikel 8 
Denkmalschutzgesetz (DSchG) und sind dem Bayerischen 
Landesamt für Denkmalpflege, Abteilung Bodendenkmal-
pflege, unverzüglich bekannt zu geben. 

 
Altlasten Im Geltungsbereich sind keine Altlasten bekannt 
 
Oberflächenwasser Aufgrund der örtlichen Verhältnisse besteht bei Starkregenereignis-

sen die Gefahr von wild abfließendem Oberflächenwasser. Es wird 
empfohlen, Barrierematerialien/ Mobilkonstruktionen für temporäre 
Schutzmaßnahmen vorzuhalten. 

 Es wird weiterhin empfohlen Keller und Kellerbauteile so herzustellen, 
dass wild abfließendes Oberflächenwasser nicht eindringen kann. 

 
Oberflächenwasser/ Nachbarschutz Nachteilige Veränderungen des Oberflächenabflusses für angren-

zende Bebauungen und Grundstücke durch Baumaßnahmen auf 
dem Plangrundstück sind unzulässig (§ 37 WHG). Insbesondere dür-
fen keine Geländeveränderung (Auffüllungen, Aufkantungen etc.) 
durchgeführt werden, die wild abfließendes Wasser aufstauen oder 
schädlich umlenken können 

 
Niederschlagswasser Niederschlagswasser von Dach- und Hofflächen ist nach Möglich-

keit über die belebte Bodenzone zu versickern. Dabei sind die Nie-
derschlagswasser- Freistellungsverordnung (NWFreiV vom 
01.10.2008) und die Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten 
von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser 
(TRENGW vom 17.12.2008) zu beachten. 

 
Schmutzwasser Schmutzwasser ist in die gemeindlichen Schmutzwasserkanäle 

einzuleiten.  
 
Anlagen Versorgungsträger Die zum Anschluss der Gebäude notwendigen Einrichtungen 

nach Maßgabe der Versorgungsträger sind auf Privatgrund in 
Abstimmung mit dem Grundstückseigentümer zulässig und zu 
dulden. Eine ungehinderte Zugängigkeit ist zu gewährleisten. 

 
Telekommunikationslinien Im Geltungsbereich befinden sich Telekommunikationslinien der 

Telekom, die durch die geplanten Baumaßnahmen möglicher-
weise berührt werden. Es ist darauf zu achten, dass diese Linien 
nicht verändert werden müssen bzw. beschädigt werden. 
 

Merkblatt Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt Bäume,  
 „Bäume, unterirdische Leitungen und unterirdische Leitungen und Kanäle“ der Forschungsgesellschaft  
Kanäle“ für Straßen und Verkehrswesen, Ausgabe 2013, zu beachten.  
 
Bestandsschutz  Bestehende Gebäude und deren Nutzung/ bestehende Ein-

friedungen genießen Bestandsschutz, sofern sie zulässiger 
Weise errichtet wurden. 

 
Landwirtschaftstypische Emissionen Landwirtschaftstypische Emissionen (Tiergeräusche, Gerüche, Lärm 

landwirtschaftlicher Maschinen usw.) sind zu dulden, soweit sie nicht 
über das dorfgebietsmäßig Zulässige hinausgehen. 

 
Schutzabstände Landwirtschaft Zwischen landwirtschaftlichen Emissionsquellen und Wohngebäu-

den bzw. Teilen von Wohngebäuden (Terrassen/ Balkone) sind Min-
destabstände einzuhalten. Diese sind im Zuge des Baugenehmi-
gungsverfahrens nachzuweisen. 

 Auf das „Gelbe Heft 63“ des Bayerischen Staatsministeriums für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten sowie die Geruchsimmissions-
richtlinie- GIRL 2008 wird verwiesen. 

 Nach derzeitigem Stand (26.04.2018) betragen die erforderlichen 
Mindest- Schutzabstände von Wohngebäuden zu den Ställen (offe-
ne Außenwände/Lüftungsöffnungen) nach Angabe des Landrats-
amtes Rosenheim (SG 66): 
Nendlberg 1, Flurnummer 3453: 32 m 
Nendlberg 2, Flurnummer 3372: 29 m 
Nendlberg 2 b, Flurnummer 3434: 24 m 
Nendlberg 3, Flurnummer 3374: 41 m 
Nendlberg 4, Flurnummer 3379/3381/3420: 33 m 
Diese Abstände sind relativ und können sich durch betriebliche Um-
strukturierungen ändern. 

 
Pflanzabstände Bäume (h > 2m) mind. 4 m von Stammmitte zu angrenzenden Landwirtschaftsflä-

chen 
mind. 2 m von Stammmitte zu sonstigen Grundstücksgrenzen, mind. 
2,5 m von Stammmitte zu bestehenden Telekommunikationslinien. 
Wenn dieser Abstand nicht eingehalten werden kann, sind Schutz-
maßnahmen auf Kosten des Veranlassers zu ergreifen. 

 
Pflanzabstände Sträucher (h </= 2m) 2 m von Strauchmitte zu angrenzenden Landwirtschaftsflächen 
 0,50 m von Strauchmitte zu sonstigen Grundstücksgrenzen 
 
Nutzungsschablonen 
 
 
GR 120 Grundflächen in m2 als Höchstmaß 
WH 6,5 Wandhöhe in Metern als Höchstmaß 
Wo 1 Anzahl der Wohnungen als Höchstmaß 
 
 
GR 1035 Grundflächen in m2 als Höchstmaß 
Wo 5 Anzahl der Wohnungen als Höchstmaß 
 
 
Plangrundlage Der Bebauungsplan wurde entwickelt auf der Grundlage der digita-

len Flurkarte (GIS, erhalten am 01.09.2016). Für Unstimmigkeiten bei 
Grenzverläufen/ Gebäude- und Landschaftsbeständen wird nicht 
gehaftet. 

 
 

Nordpfeil 

Präambel 
 
 
Die Gemeinde Prutting erlässt aufgrund 
 
des Baugesetzbuches (BauGB), 
der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), 
der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Inhalts (PlanzV 90), 
des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO), 
des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO), 
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) i.V.m. dem Bayerischen Naturschutzgesetz (BayNatSchG) 
 
in der jeweils zum Datum des Satzungsbeschlusses letztgültigen Fassung diesen Bebauungsplan als  
Satzung.  
 
 
 
Verfahrensvermerke 
 
 
Aufstellungsbeschluss gem. §2 (1) BauGB    am   26.04.2016 
 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB) vom 23.03.2018 bis 07.05.2018 
 
frühzeitige Beteiligung der Behörden und der Träger  
öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB    vom 02.04.2018 bis 07.05.2018 
 
 
öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB   vom bis 
 
Beteiligung der Behörden und der Träger  
öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB    vom bis 
 
Satzungsbeschluss gem. §10 (1) BauGB    am 
 
 
Prutting, den ……………………… …………. 
 
 
        (Siegel) 
………………………………………………………….. 
Hans Loy, Erster Bürgermeister 
 
 
ausgefertigt       am 
 
 
        (Siegel) 
………………………………………………………….. 
Hans Loy, Erster Bürgermeister 
 
 
ortsübliche Bekanntmachung gem. §10 (3) 2 BauGB  am  
 
 
        (Siegel) 
………………………………………………………….. 
Hans Loy, Erster Bürgermeister 
 
 
 
Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.  
Bebauungsplan und Begründung liegen ab sofort im Rathaus der Gemeinde Prutting auf.  
Jedermann kann sie während der Dienstzeiten einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung von Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften 
und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 (1) BauGB wurde hingewiesen. 
 

02. Maß der baulichen Nutzung 
 
GR 120 Grundfläche nach §19(2) BauNVO gem. Planeintrag in Quadratme-

tern als Höchstmaß,  z.B. 120 m2  
 Für Terrassen ist eine zusätzliche Grundfläche bis 20 m2/Wo zulässig. 

Für Balkone ist eine zusätzliche Grundfläche bis 15 m2/Wo zulässig, 
Für Außentreppen ist eine zusätzliche Grundfläche bis 7 m2/ Gebäu-
de zulässig. 
 
Hinweise: 
Gebäudeteile im Erdgeschoß, die den Hauptbaukörper erweitern (Er-
ker, Wintergärten, Terrassen) sind bei der Ermittlung der Grundfläche 
mitzurechnen. 
Gebäudeteile im Obergeschoß, die den Hauptbaukörper erweitern 
(auskragende Geschoße, Erker, Balkone, Vordächer über 1,5 m Tiefe), 
sind bei der Ermittlung der Grundfläche mit Ihrer Projektionsfläche mit-
zurechnen, sofern sie nicht mit darunterliegenden Grundflächen zu-
sammenfallen. 
 

GRZ 0,6 Grundflächenzahl nach §19(2) BauNVO gem. Planeintrag als Höchst- 
 maß, hier 0,6 (Flächen mit Nutzungsbeschränkungen) 
  
GRZ nach §19(4) BauNVO Durch Anlagen im Sinne des §19(4) BauNVO ist eine Überschreitung 

der zulässigen Grundfläche um mehr als 50 % zulässig, maximal je-
doch bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8. 
 
Hinweise: 
Bei der Ermittlung des Summenmaßes der Grundfläche nach  
§19(4) BauNVO sind neben der Grundfläche nach §19(2) BauNVO 
auch die Grundflächen von Wegen, Fahrten, Garagen und Stellplät-
zen sowie Nebenanlagen im Sinne des §14 BauNVO mitzurechnen. 

  
TH 517,70 Traufhöhe gem. Planeintrag in Metern über Normalhöhen- Null (NHN) 

als Höchstmaß, z.B. 517,70 mit Höhenangabe über in Metern 
 Die Traufhöhe ist die Höhe von Oberkante Dachdeckung in Verlänge-

rung der Außenseite der traufseitigen Außenwand. 
 
FH 521,10 Firsthöhe gem. Planeintrag in Metern über Normalhöhen- Null (NHN) als 

Höchstmaß, z.B. 521,10 
 Die Firsthöhe ist die Höhe von Oberkante Dachdeckung am First. 
  
WH 6,2 Wandhöhe gem. Planeintrag in Metern als Höchstmaß, z.B. 6,2 m 
 Die Wandhöhe ist das Maß der Schnittlinie zwischen Oberkante ferti-

gem Fußboden im Erdgeschoss und Oberkante Dachdeckung/ Atti-
ka, gemessen an der Außenseite der traufseitigen Außenwand. 

 
Höhenlage der baulichen Anlage Oberkante fertiger Fußboden im Erdgeschoss max. 35 cm über Ge-

lände als Mittelmaß der Geländewerte an den Gebäudeecken 
 Bei der Erweiterung von Bestandsgebäuden sind Ausnahmen zulässig. 
 
5 Wo Anzahl der Wohnungen gem. Planeintrag als Höchstmaß, z.B. 5 Woh-

nungen 
  
 

 

 
 
 
 
03. Baugrenzen 
 

Baugrenze 
Überschreitungen der Baugrenze sind entsprechend § 23/3 
Satz 2 BauNVO zulässig, soweit es sich um ein Hervortreten  
von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß handelt. 
 
Hinweise: 

 Vor den Außenwänden von neuen Gebäuden gelten grund-
sätzlich die bauordnungsrechtlich erforderlichen Abstandsflä-
chen nach Art. 6 BayBO. 

 Bei Bestandsgebäuden sind abweichende Abstandsflächen 
zulässig, solange die Gebäude zulässiger Weise errichtet wur-
den. 

 
 
04. Garagen/ Stellplätze/Nebenanlagen 
 
 Umgrenzung von Garagen 
 
Garagen Garagen sind nur innerhalb der Baugrenzen zulässig, solange 

dafür nicht eigene Umgrenzungen festgesetzt sind.  
 

Stellplätze Stellplätze sind auch  außerhalb der Baugrenzen und der Um-
grenzung für Garagen zulässig, nicht jedoch in festgesetzten 
Grünflächen. 

 
Nebenanlagen Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des §14 BauNVO sind bis 

zu einer Grundfläche von insgesamt max. 10% der zulässigen Grund-
fläche/ Baugrundstück auch außerhalb der Baugrenzen und Umgren-
zungen für Garagen zulässig, nicht jedoch in festgesetzten Grünflä-
chen und in der Vorgartenzone zu öffentlichen Verkehrsflächen bis  
5 m ab Straßenbegrenzungslinie. 

 Nebenanlagen, die der Versorgung des Baugebiets mit Elektri-
zität, Gas, Wärme und Wasser und der Ableitung von Abwasser 
dienen, sowie fernmeldetechnische Anlagen und Anlagen sind 
auch innerhalb der Vorgartenzone zulässig. 
Terrassenflächen bleiben bei der Berechnung der zulässigen Grund-
fläche von Nebenanlagen außer Acht. 
 

  
05. Verkehrsflächen 

 
Straßenverkehrsfläche mit Gesamtbreite in Metern gem. Planeintrag, 
z.B. 4,0 m 
 
Straßenbegrenzungslinie 

 
 
06. Versorgungsanlagen 

 
Anlage der Elektrizität 

 
 
 

 
 

Festsetzungen 
 
 
01. Art der baulichen Nutzung  
 
MD Dorfgebiet 

 
Zulässig sind Vorhaben nach §5(2) BauNVO 
Ausnahmsweise zulässig sind Anlagen 
zum Vertrieb landwirtschaftlicher Produkte 
Nicht zulässig sind Vorhaben nach §5(3) BauNVO  
Hinweise: 
Wohnungen und Wohngebäude sind nur dann zulässig, wenn 
die Mindest- Schutzabstände zu landwirtschaftlichen Emissions-
quellen eingehalten werden. Diese sind im Zuge des Bauge-
nehmigungsverfahrens nachzuweisen. 
Allgemein zulässig sind: 
Stellplätze und Garagen nach §12 BauNVO 
Räume für freie Berufe im Sinne des §13 BauNVO  
Nebenanlagen nach §14 BauNVO  
 
Umgrenzung der Flächen mit Nutzungsbeschränkungen 
 

Nutzungsbeschränkungen Ausschließlich zulässig sind landwirtschaftliche Anlagen 
der Vorratshaltung (Bergeräume, Hochsilos, Fahrsilos)  
der Geräteaufbewahrung (Fahrzeug- und Maschinenhallen) 
der Lagerung von Viehabsonderungen, Einstreu und Futterresten 
(Festmistlager, Gülleanlagen). 
Dies gilt nicht für 
Stellplätze und Garagen nach §12 BauNVO 
Nebenanlagen nach §14 BauNVO 

 
 

07. Grünflächen 
 
zu erhaltende und zu entwickelnde Vorgärten 
 
zu erhaltende und zu entwickelnde hofnahe Wiesenflächen und  
Streuobstwiesen 
 
 
zu erhaltende Walnussbäume 
 
 
Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen 
 
 
private Grünfläche 
 
 
Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
Entwicklung von Natur und Landschaft 
 

Ausgleichsmaßnahmen Anpflanzung von Obstbäumen (Halb- oder Hochstämme)  
 Anpflanzung von Laubbäumen gem. Grünordnung- Artenliste  
 Entwicklung einer dörflichen Ortsrandzone mit Festsetzungen zur 

Eingrünung gem. Grünordnung 
 Anpflanzung von Strauchhecken gem. Grünordnung 
 
 
08. Sonstige Festsetzungen  
 

Grenze des Geltungsbereiches 
 
Abgrenzung des Maßes der Nutzung, hier unterschiedlicher 
Traufhöhen 
 
mit  Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fläche 
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